Banken und Sparkassen stehen mittels Funktion im Zentrum der Krise, ausgelöst durch die Corona-Pandemie. Die Institute sind Helfer und Betroffene zugleich. In einem beispiellosen Kraftakt halten sie die Wirtschaft am Laufen. Doch die Gefahr ist groß, dass einige Häuser geschwächt aus der Krise hervorgehen.

So klingt Dankbarkeit: In den ersten Wochen der Corona-Krise applaudierten Menschen in Deutschland von ihren Fenstern und Balkonen den Helfern. Der damit ausgedrückte Respekt galt insbesondere den Ärzten und Pflegekräften, aber auch den vielen Beschäftigten im Einzelhandel. Allesamt sind sie Angehörige einer systemkritischen Infrastruktur, die während des Shutdowns hierzulande aufrecht erhalten wurde. Bei genauer Betrachtung gehören weitere Berufsgruppen dazu, etwa die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Finanzwirtschaft. Denn sie stehen den Bürgern und Unternehmern bundesweit in den Filialen sowie per Telefon und Video-Chat zur Verfügung und versorgen sie mit Liquidität.

\"Heute sind Kreditinstitute die Retter\", sagte Bernd Rolfes, Professor für Banken und Betriebliche Finanzwirtschaft an der Universität Duisburg-Essen, bei einer Videokonferenz mit Wissenschaftlern, Vorständen von Geldhäusern und Unternehmensberatern. Vor rund zehn Jahren, inmitten der weltweiten Finanzkrise, sei das Gegenteil der Fall gewesen. \"Da waren Banken die bösen Buben\", erinnerte sich Rolfes. Insofern läge in den Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie auch eine Chance für die Finanzwirtschaft.

Finanzinstitute sind starke Partner für Privat- und Firmenkunden {#Sec1}
================================================================

Derzeit befinden sich die deutschen Kreditinstitute in einem Spannungsfeld, erläutert Jürgen Pütz, Vorstandsvorsitzender der Volksbank Köln-Bonn. Einerseits müsse die Gesundheit von Mitarbeitern und deren Familien geschützt werden, was umfangreiche organisatorische Veränderungen bis hin zu Filialschließungen und der Inbetriebnahme digitaler Kommunikationslösungen bedürfe. Andererseits sind Banken und Sparkassen auch dafür verantwortlich, ihre Kunden zu versorgen, nämlich die Bürger mit Bargeld und die Unternehmen mit Krediten. Auch deshalb versicherte Marija Kolak, Präsidentin des Bundesverbands der Volksbanken und Raiffeisenbanken (BVR) per Webcast im März: \"Unsere Mitglieder wollen ihren Firmenkunden mit aller Kraft als verlässlicher Partner und Finanzierer zur Seite stehen.\"

Alle Geldhäuser hierzulande haben neben finanzieller vor allem operative Kraft dringend nötig. Im Kampf gegen die Ausbreitung der Lungenseuche versetzte die Bundesregierung weite Teile des gesellschaftlichen Lebens und der Privatwirtschaft zwischenzeitlich in Stillstand. Überdies haben Notenbanken und Behörden, darunter insbesondere die Europäische Zentralbank (EZB) und die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), zur Linderung der Folgen des Shutdowns gigantische Hilfspakete geschnürt. Ein Großteil dieser Programme muss von Banken und Sparkassen möglichst schnell sowie mit Blick auf die Risiken umgesetzt werden (siehe Übersicht Doppelseite 14-15).

Der Ansturm von Firmenkunden auf die Hilfsgelder ist in Deutschland gewaltig. Wie die KfW, Förderbank des Bundes, am 2. April berichtete, gingen bereits in den ersten zehn Tagen seit Auflage des Sonderkreditprogramms Anträge von insgesamt zehn Milliarden Euro ein. Günther Bräunig, Vorstandsvorsitzender der KfW, erwartet, dass innerhalb weniger Wochen die Marke von 50 Milliarden Euro erreicht wird. Der Monat April sei entscheidend und herausfordernd für die beteiligten Geldhäuser. Ab Mai könnten die Antragszahlen langsam abnehmen.

Insgesamt ist das Hilfspaket des Bundes 100 Milliarden Euro stark. Insbesondere kleinere Firmen sollen davon profitieren. Sie erhalten Unterstützung durch Staatsgarantien bis zu 90 Prozent der Darlehenssumme, größere Unternehmen erhalten bis 80 Prozent. Flankiert wird das KfW-Sonderkreditprogramm von einer vereinfachten Risikoprüfung und besonders niedrigen Zinsen. Die Vergabe und die Auszahlung laufen wie bei Förderkrediten üblich über die jeweilige Hausbank, die folglich pro Schuldner mit zehn beziehungsweise 20 Prozent im Risiko steht. Es ist also selbstverständlich, dass dabei kaufmännische Sorgfaltspflicht nötig ist.

Was die Haftung betrifft, bleiben Kreditinstitute bei den Garantien für Darlehen bis 800.000 Euro für den Mittelstand außen vor, für die der Bund mit insgesamt 300 Milliarden Euro in vollem Umfang gerade steht. Wirtschaftsvertreter kritisierten, das KfW-Sonderkreditprogramm enthalte eine Förderlücke und müsse erweitert werden. Doch dem standen wettbewerbliche Hürden entgegen. Und erst als die Europäische Kommission diese aus dem Weg räumte, legte Berlin nach.

Die umfassende Staatshaftung entlastet Banken und Sparkassen, die mit massenhaften Kreditprüfungen bereits stark gefordert sind. Dass das Hilfspaket für den Mittelstand nicht über das herkömmliche Risikomanagement und die Kreditbücher läuft, sorgt allerdings auch für Verärgerung. \"Das ist eigentlich unser Job. Wir prüfen gewissenhaft die Risiken und verleihen gegen Zins das entsprechende Geld\", lassen Brancheninsider wissen. \"Der Staat kann das nicht. Mitunter fließen Kredite in bereits vor der Virus-Krise nicht überlebensfähige Unternehmen.\" Volkswirtschaftlicher Schaden könnte drohen, wenn gutes Geld einem schlechten Geschäftsmodell zur Verfügung gestellt werde. Demnach gilt es zu verhindern, dass die Covid-19-Infektion buchstäblich auf die Kreditportfolios der Institute sowie deren Gewinn- und Verlustrechnung überspringt (siehe Kasten unten).

Finanzminister appelliert an die Kreditinstitute {#Sec2}
================================================

Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag befürchtet, dass massenhaft Unternehmen pleitegehen könnten, weil Geldhäuser ungeachtet der bis zu 90-prozentigen Haftungsübernahme durch den Staat Kreditanträge ablehnen. Auch deshalb forderte Bundesfinanzminister Olaf Scholz die Hausbanken auf, in der Corona-Krise bei Kreditprüfungen für kleine Firmen \"Fünfe gerade sein\" zu lassen. Die Deutsche Kreditwirtschaft (DK) steht der Forderung nach weniger Risikoaversion in den Kreditabteilungen der Institute jedoch reserviert gegenüber. \"Banken und Sparkassen können nicht von der Aufsicht vorgegebene Anforderungen oder ihre kaufmännische Sorgfalt über Bord werfen\", erklärte BVR-Präsidentin Kolak im Namen der deutschen Finanzbranche. \"Dies wäre kontraproduktiv und nützt weder Unternehmen noch den Bürgern. Es würde auch nicht zur Finanzmarktstabilität beitragen.\" Kolak forderte daher die Bundesregierung auf, Unternehmen auch über weitere nicht rückzahlbare Maßnahmen zu unterstützen.

In die Diskussion über angemessene Hilfsmaßnahmen für die deutsche Wirtschaft schaltete sich auch Liane Buchholz ein, Präsidentin des Sparkassenverbands Westfalen-Lippe. Sie schlägt die Einführung zusätzlicher Eigenkapitalinstrumente für kleine und mittlere Betriebe vor. Denn die Aufnahme von immer mehr Fremdkapital könne auch ein Absinken der Ratings zur Folge haben. Buchholz will ihren Vorschlag als Ergänzung zu den laufenden Hilfsprogrammen verstanden wissen.

Die Westfalener Sparkassenpräsidentin gab auch einen Einblick zur Lage in den Filialen vor Ort. Demnach haben die 57 Sparkassen im Verbandsgebiet allein im April rund 120.000 Beratungsgespräche über Krisenlösungen geführt. In vielen Fällen hätten die Institute direkt helfen können, ohne dass Unternehmen und Selbstständige auf Förderkredite oder Zuschüsse zurückgreifen mussten. \"Natürlich überlegen sich die Betriebe sehr genau, ob sie sich nun an zusätzliche Kredite binden\", beobachtet Buchholz. Oft könnten Sparkassen schon mit der Ausweitung bestehender Finanzierungslinien sowie Tilgungsaussetzungen bei laufenden Krediten helfen.

Auf solche Maßnahmen setzen auch andere Geldhäuser im Geschäft mit ihren Firmenkunden. Aufgrund der weiterhin dynamischen Entwicklung der Corona-Krise seien die wirtschaftlichen Folgen noch immer nicht absehbar. \"Derzeitig analysieren wir unser Kreditportfolio sehr engmaschig\", lässt etwa die Commerzbank wissen.

Stephan Schüller, Aufsichtsratsmitglied von diversen Finanzdienstleistern und ehemals Sprecher der persönlich haftenden Gesellschafter des Bankhauses Lampe, sieht große Ertragsprobleme auf die Branche zukommen. Sollten viele Firmenkunden in Zahlungsschwierigkeiten geraten, werde das freilich unmittelbar auf Banken und Sparkassen durchschlagen. Zwar seien die Eigenkapitalquoten der Institute hierzulande aufgrund der strengen Regulierung der vergangenen Jahre \"okay\", wie er betont. Aber die finanziellen Puffer könnten auch schnell wieder zusammenfallen. Auch deshalb verlangt die BaFin von Deutschlands Geldhäusern einen Dividendenverzicht für das vergangenen Geschäftsjahr.

Oliver Geiseler, Partner bei der auf die Finanzwirtschaft spezialisierten Management- und Technologieberatungsgesellschaft Capco, hält emporschnellende Kreditausfallraten oder sogar eine Kreditklemme für \"eher unwahrscheinlich\". Er verweist auf hohe Liquiditätsreserven und erwartet deutlich anziehende Umsätze im Kreditgeschäft. Weil in dieser Krise der Faktor Zeit entscheidend sei, würden die digitalen Antragsstrecken für Kredite und andere Produkte unausweichlich für die derzeitige und künftige Wettbewerbsfähigkeit. \"Kunden lernen, dass Bankgeschäfte nicht unbedingt in einer Filiale stattfinden muss\", meint er. Insofern biete die Krise den Geldhäusern die Chance, \"das eigene Angebot noch stärker von einer produkt- und filialzentrierten in eine kunden- und serviceorientierte Organisation weiterzuentwickeln.\"

Laut Zeb-Einschätzung werden Firmenkunden ihre Kreditlinien verstärkt nutzen. Bei den Instituten selbst könnte es zu einer deutlichen Margenausweitung kommen. Der Knackpunkt sei das Bewertungsergebnis. Neben Abschreibungen auf das Wertpapierbuch werde eine Wiederkehr von Einzelwertberichtigungen auf Kreditengagements unausweichlich.

 {#Sec3}

Wie Politiker, Notenbanker und Aufseher den abrupten Stillstand der Wirtschaft mithilfe der Finanzinstitute abfedern wollen.

Bundesrepublik Deutschland {#Sec4}
--------------------------

6\. April Mit bis zu 300 Milliarden Euro garantiert der Bund Kredite an Mittelständler bis zu 800.000 Euro in vollem Umfang.

23\. März - Nachtraghaushalt des Bundes von 156 Milliarden Euro

\- Soforthilfe für Kleinstunternehmen und Soloselbständige über 50 Milliarden Euro

\- Schuldenbremse wird ausgesetzt

\- Wirtschaftsstabilisierungsfonds von 400 Milliarden Euro Staatsgarantien, damit sich betroffene Unternehmen am Markt refinanzieren können

\- Kreditermächtigung von 200 Milliarden Euro, davon eine Hälfte als KfW-Sonderkreditprogramm zur Liquiditätssicherung, eine Hälfte als Direktbeteiligungen

\- Verordnung über erleichterte Kurzarbeit

16\. März Aussetzung der Insolvenzantragspflicht bis Ende September 2020, damit von der Pandemie betroffenen Unternehmen staatliche Hilfe nutzen können.

13\. März Die Bundesregierung verspricht Garantien in unbegrenzter Höhe für Firmenkredite und Bürgschaften, zudem zur Vermeidung von Liquiditätsengpässen Steuerschuldstundung ohne Zinsen sowie Herabsetzung von Steuervorauszahlungen.

2020 Ein spezielles Konjunkturprogramm im Jahresverlauf ist möglich.

Europäische Union (EU) {#Sec5}
----------------------

2\. April Die EU-Kommission schlägt ein Kreditpaket von 100 Milliarden Euro für Mitgliedstaaten zur Finanzierung von Kurzarbeit vor. Grundlage sind Garantien der EU-Länder. Für weitere Hilfspakete, zum Beispiel die Anschaffung von Beatmungsgeräten, sollen alle verfügbaren Restmittel aus dem diesjährigen Haushalt verwendet werden. Die Europäische Investitionsbank legt überdies einen paneuropäischen Garantiefonds mit einem Hilfsvolumen von bis zu 200 Milliarden Euro auf.

24\. März Der Europäische Stabilitätsmechanismus ESM legt zwei Kreditlinien auf. Bei der mit verbesserten Bedingungen (ECCL) im Volumen von 240 Milliarden Euro kann jedes Euroland Mittel in Höhe von bis zu zwei Prozent seines Bruttoinlandsprodukts 2019 beantragen. Die Kredite sind rückzahlbar in fünf bis zehn Jahren. Bei der Soforthilfe (RFI) erhalten EU-Mitgliedsstaaten Zugang zum ESM-Kapital in Höhe von 80 Milliarden Euro proportional zu ihrem jeweils eingezahlten Beitrag.

19\. März Die EU-Kommission legt bis Ende 2020 Beihilfe- und Verschuldungsregeln großzügiger aus. Genehmigung von Beihilfen sollen binnen 24 Stunden erfolgen. Die EU-Haushaltsmittel werden umgeschichtet, um ökonomische Folgen der Virus-Krise zu mildern.

17\. März Die Europäische Investitionsbank stößt, basierend auf bestehenden Programmen, Hilfsmaßnahmen in Höhe von 40 Milliarden Euro an.

Europäische Zentralbank (EZB) {#Sec6}
-----------------------------

26\. März Das Pandemie-Ankaufsprogramm PEPP startet. Der maximale Anteil der EZB beim Ankauf von Wertpapieren eines Emittenten von bislang einem Drittel gilt nicht mehr. Das Programm zum gezielten Ankauf von Staatsanleihen (OMT) wird aktiviert.

19\. März Das Pandemie-Ankaufsprogramm PEPP: 750 Milliarden Euro bis mindestens Ende 2020 (Assetklassen wie APP sowie Non- Financial Corporate Commercial Paper)

12\. März Aufstockung des Ankaufs von Vermögenswerten (APP) bis mindestens Ende 2020 um 120 Milliarden Euro bei weitergehendem Ankauf von 20 Milliarden Euro pro Monat. Zusätzliche langfristige Refinanzierungsgeschäfte (LTRO), über die Finanzinstitute mit Liquidität versorgt werden und mit denen eine Kreditklemme vermieden werden soll. Dies dient als Überbrückung bis Juni 2020, wenn das nächste Geschäft der gezielten Refinanzierungsgeschäfte (TLTRO III Tranchen) ansteht. Günstigere Konditionen für gezielte Refinanzierungsgeschäfte, geltend ab Juni 2020 für ein Jahr. Ziel ist es, die Kreditvergabe zu stützen und insbesondere kleinen und mittelgroßen Firmen zu helfen, die von den Corona-Gegenmaßnahmen betroffen sind. Ferner hinzu kommen geringere Collateral- Anforderungen.

Europäische Aufsichtsbehörden (EZB, SSM) {#Sec7}
----------------------------------------

27\. März Banken in Europa sollen ihre Dividendenzahlungen und Aktienrückkäufe bis zum 1. Oktober 2020 aussetzen. Damit sollen insgesamt 30 Milliarden Euro für das Eigenkapital freigesetzt werden.

23\. März Erleichterung bei Ansatz und Bewertung von notleidenden Krediten, die Banken gestützt auf öffentliche Garantien in der Corona-Krise vergeben haben. Für eine erleichterte Risikovorsorge werden geplante Verschärfungen bei der Berechnung der risikogewichteten Aktiva (TRIM, SREP) um sechs Monate verschoben.

12\. März Vorübergehende Aussetzung regulatorischer Kapitalpufferanforderungen, die seit 20. März in Kraft sind. Dies betrifft die bankspezifische Kapitalempfehlung zur Säule 2 (P2G) und den 2,5 Prozent Kapitalerhaltungspuffer (CCB). Die EZB erwartet von nationalen Regulierern eine Senkung des antizyklischen Kapitalpuffers (CCyB) mit dem Ziel, mehr Eigenkapital freizusetzen, damit ein Vielfaches an Krediten vergeben werden kann. Der bankspezifische Mindestkapitalpuffer P2R kann jetzt, und nicht erst ab 2021, mit zusätzlichem Eigenkapital AT1 oder ergänzendem Tier-2-Eigenkapital erfüllt werden. Hinzu kommt eine vorübergehende Aussetzung der regulatorischen Mindest-Liquiditätsanforderung (LCR), die nun 100 Prozent unterschreiten darf.

12\. März Mehr Flexibilität bei der Restrukturierung von Unternehmenskrediten ist möglich.

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) {#Sec8}
-------------------------------------------------------

2\. April Der Stresstests für weniger bedeutende Institute (LSI) wird statt 2021 erst 2022 durchgeführt.

24\. März Die BaFin empfiehlt mit Nachdruck den Verzicht auf Dividendenzahlungen.

18\. März Die antizyklischen Kapitalpuffer (CCyB) sinken ab Anfang April auf Null Prozent bis mindestens Ende 2020. Die Eigenmittelzielkennziffer der weniger bedeutenden Institute kann bei Bedarf unterschritten werden. Der Kapitalerhaltungspuffer von 2,5 Prozent muss vorübergehend nicht erfüllt werden. Ziel der Lockerungen ist die Freisetzung von Kernkapital für zusätzliche Darlehensvergabe beziehungsweise zur Absorption krisenbedingter Verluste.

12\. März Die BaFin erlaubt es Mitarbeitern von Banken und Sparkassen, Handels- und Risikomanagement-Aktivitäten von zu Hause aus durchzuführen.

Europäische Bankenaufsicht (EBA) {#Sec9}
--------------------------------

2\. April Die EBA legt eine Leitlinie zur Umsetzung von Kreditmoratorien vor.

26\. März Die Standardsetzer folgen dem Wunsch der EBA nach mehr Flexibilität bei der Beurteilung der Risikovorsorge nach IFRS 9. So muss ein Institut, das nach dem internationalen Rechnungslegungsstandard bilanziert, erhöhte Risikovorsorge der Stufen 1 und 2 nicht mehr in vollem Umfang vom harten Kernkapital abziehen. Die BaFin empfiehlt, dass Institute für die Schätzung der erwarteten Kreditverluste ein größeres Gewicht auf langfristig stabile und auf Erfahrungen der Vergangenheit basierende Szenario-Schätzungen legen.

12\. März Der geplante Stresstest für Großbanken wird von 2020 auf 2021 verschoben.

10\. März Die EBA schaut sich die Krisenpläne von Banken für die Corona-Pandemie an.

Baseler Ausschuss {#Sec10}
-----------------

27\. März Der Baseler Ausschuss verschiebt die vollständige Umsetzung der als Basel III bekannten Kapitalvorgaben und Berichtspflichten um ein Jahr auf Januar 2023. Überdies erhalten die Geldhäuser mehr Zeit, um ihre internen Modelle zur Berechnung von risikogewichteten Aktiva an die Standardmodelle anzugleichen.

12\. März Die staatliche Beihilfe wegen Corona gilt unter der Abwicklungsrichtlinie BRRD als vorsorgliche Maßnahme und löst keine Gläubigerbeteiligung (Bail-in) aus.

Stand: Mai 2020; Quellen: Eigene Recherche, Bundesministerium der Finanzen, Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, Europäische Zentralbank, Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Börsen-Zeitung, Landesbank Hessen-Thüringen

 {#Sec11}

Ein Konjunktureinbruch oder ein Zinsabfall könnte fünf Ertragsfelder von Banken und Sparkassen belasten.Kreditgeschäft: erhöhte Ausfallraten, höhere Risikovorsorge, weniger WachstumEinlagengeschäft: beschleunigter MargenverfallFristentransformation: weniger Ertrag wegen veränderter ZinsstrukturkurveVermögensanlage: sich verschlechterndes Bewertungsergebnis im Depot AKundenwertpapiergeschäft: weniger Provisionen wegen Abkehr von Aktien

Quelle: Eigene Recherche

 {#Sec12}

Die Maßnahmen zur Eindämmung von Covid-19-Infektionen haben die Wirtschaft geschwächt.Kreditinstitute arbeiten mit Hochdruck an der Umsetzung der Hilfsprogramme.Die mittel- bis langfristigen Folgen für Finanzdienstleister sind noch nicht absehbar.Wer die Krise übersteht, sollte die Erfahrungen für eine effizientere Organisation nutzen.
